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Stellungnahme 
 

Wien, am 9. Februar 2012 

Entwurf einer Novelle zum 

Epidemiegesetz 1950  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

      

 
Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 6. Dezember 2012 gibt der Österreichische 

Städtebund zum Entwurf einer Novelle zum Epidemiegesetz 1950, nach Begutachtung 

und Prüfung folgende Stellungnahme ab: 

Die Aufnahme diverser derzeit in Verordnungen geregelten anzeigenpflichtigen 

Krankheiten im Epidemiegesetz wird begrüßt.  

 

Die Schaffung der Möglichkeit, dass Ärzte und Krankenanstalten ihrer 

Meldeverpflichtung durch direkte Eingabe in das Melderegister nachkommen ist 

ebenfalls positiv zu bewerten.  

 

Bedacht genommen muss dabei darauf, dass die Bezirksverwaltungsbehörden 

(Gesundheitsämter) von derartigen Krankheiten (bei direkter Eingabe ins Register) 

umgehend Kenntnis erlangen, damit den sich aus dem Epidemiegesetz ergebenen 

Aufgaben rechtzeitig nachgekommen werden kann.  

 

Wir ersuchen unsere Stellungnahme im Entwurf zu berücksichtigen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

OSR Dr. Thomas Weninger, MLS 

Generalsekretär 
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